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Zusammenfassung 

Das Praxishandbuch unterstützt dezentrale Verwaltungseinheiten (dez. 
VE) dabei, den Umgang mit Standards gemäss Art. 12 EMBAG sicher zu 
verstehen und anzuwenden. Es zeigt praxisnah auf, wie Standards einge-

ordnet, bewertet und im konkreten Vorhaben berücksichtigt werden können. Zudem er-
läutert das Handbuch, unter welchen Voraussetzungen und wie Ausnahmen gemäss Art. 
3 Abs. 2 Bst. a und b DigiV begründet werden können. Dabei wird insbesondere die 
„Treppe“ von der generellen zur fallweisen Ausnahme verständlich gemacht und anhand 
konkreter Hinweise operationalisiert. Ziel des Praxishandbuchs ist es, Verwaltungseinhei-
ten zu befähigen, fundierte, nachvollziehbare und konsistente Entscheidungen im Um-
gang mit Standards zu treffen und so einen Beitrag zur interoperablen und koordinierten 
digitalen Transformation der Bundesverwaltung zu leisten. 

Rechtliche Grundlage bildet insbesondere Artikel 12 EMBAG, 
der der Bundeskanzlei (BK) die Kompetenz verleiht, technische, 
organisatorische und prozedurale Standards zur Förderung 
der Interoperabilität für verbindlich zu erklären. Mit dem Inkrafttreten der Digitalisie-
rungsverordnung (DigiV) am 1. Mai 2025 sind dez. VE grundsätzlich dem EMBAG unter-
stellt. Die DigiV sieht jedoch gemäss Artikel 3 Absatz 2 die Möglichkeit von Ausnahmen 
vor, welche restriktiv und einzelfallbezogen zu handhaben sind. 

Kernstück des Praxishandbuchs ist die „Treppe“, ein vierstufiger Ent-
scheidungsprozess, der die Verwaltungseinheiten (VE) schrittweise 
durch die relevanten Fragestellungen führt. Zuerst wird geprüft, ob für 

die VE eine generelle Ausnahme besteht (Stufe 1). Zwar sind gemäss Art. 2 Abs. 2 EMBAG 
grundsätzlich pauschale Befreiungen möglich, aktuell bestehen jedoch keine pauschalen 
Ausnahmen von Art. 12 EMBAG für dez. VE. Anschliessend wird der Geltungsbereich eines 
Standards betrachtet (Stufe 2). Dabei legt die oder der DTI-Delegierte nach Anhörung des 
Digitalisierungsrats Bund (DRB) fest, ob und in welchem Umfang ein Standard für dez. VE 
verbindlich ist. In der dritten Stufe beurteilen die dez. VE selbständig das Anwendungs-
gebiet eines Standards, das heisst ob dieser in einer konkreten Anwendungssituation 
überhaupt relevant ist. Diese Einschätzung erfolgt in Eigenverantwortung und ohne Ein-
bezug der BK; eine interne, nachvollziehbare Begründung wird jedoch empfohlen. Liegen 
trotz Verbindlichkeit (Stufe 2) und Relevanz (Stufe 3) Gründe vor, kann in einem vierten 
Schritt eine fallweise Ausnahme beantragt werden (Stufe 4). Dies erfolgt gestützt auf Art. 
3 Abs. 2 sowie Art. 40 Abs. 3 DigiV über das Verfahren P035 und basiert auf einer sachli-
chen Begründung im Dialog mit der BK. 

Das Praxishandbuch folgt dabei folgenden Leitgedanken: Stan-
dards dienen der Interoperabilität und Zusammenarbeit. Sie sind 
modular aufgebaut und können je nach Kontext nach dem Bau-
kastenprinzip (z. B. kombinierbare IT-Standards wie eCH-Standards) oder als eigenstän-
dig einsetzbare Werkzeuge (z. B. Methodenstandards wie HERMES) angewendet werden. 

Abschliessend gilt festzuhalten: Die Verantwortung liegt bei den dez. VE: Sie prüfen die 
Relevanz der Standards eigenständig, dokumentieren ihre Entscheidungen und beantra-
gen nur bei Bedarf Ausnahmen. Unterstützt werden sie dabei durch den Bereich Digitale 
Transformation und IKT-Lenkung der Bundeskanzlei (Bereich DTI) sowie durch die in die-
sem Praxishandbuch genannten Unterstützungs- und Einbindungsformate. 

Zweck und 
Zielgruppe  

Kontext und recht-
licher Rahmen 

Die Treppe 
im Fokus 

Gedanke der  
Interoperabilität 
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1 Einführung in das Praxishandbuch, Standards und rechtliche Grundlagen 

1.1 Zweck und Zielgruppen des Praxishandbuchs 

Zentraler Zweck des Handbuchs: Das Praxishandbuch unterstützt dez. VE dabei, 
den Umgang mit Standards gemäss Art. 12 EMBAG sicher zu verstehen und anzu-
wenden. Zusätzlich erläutert er den dez. VE praxisnah, wann und wie Ausnahmen 
nach Art. 3 Abs. 2 Bst. a und b DigiV begründet werden können. 

Befähigung der VE: Das Praxishandbuch dient als Mittel, die VE zu befähigen, die 
Treppe von der generellen zur fallweisen Ausnahme zu verstehen und anzuwen-
den. 
 
Zielgruppe des Praxishandbuchs: Primäre Zielgruppe sind dez. VE (z. B. LeiterIn 
IT, JuristIn bzw. Rechtsdienst). Zusätzlich ist das Praxishandbuch auch interessant 

für zentrale VE (bspw. Technologieverantwortliche; LeiterIn Digitale Dienste, Pro-
jektleiterIn / ArchitektIn, Business AnalystInnen usw.). 

1.2 Rechtlicher Rahmen in Kürze: EMBAG und DigiV 
Das Bundesgesetz über den Einsatz elektronischer Mittel zur Erfüllung von 
Behördenaufgaben (EMBAG) schafft die rechtlichen Voraussetzungen, da-
mit Behörden elektronische Mittel systematisch einsetzen können – insbe-
sondere zur Förderung der elektronischen Abwicklung von Geschäftsprozessen («digital 
first») und für die Zusammenarbeit zwischen Behörden verschiedener Staatsebenen so-
wie mit Unternehmen, Bevölkerung und Dritten im E-Government. 

Für das Praxishandbuch und das Thema Standards ist insbesondere 
Artikel 12 EMBAG zentral: Es gibt der BK die Kompetenz, technische, 
organisatorische und prozedurale Standards zur Unterstützung der 
Interoperabilität für die dem EMBAG unterstehenden Behörden für verbindlich zu erklä-
ren (siehe blaue Box unten).  

Ebenfalls wichtig ist der Geltungsbereich (Art. 2 EMBAG): Das Ge-
setz gilt für die zentrale Bundesverwaltung (BVerw) und auch für 
die Einheiten der dezentralen Bundesverwaltung. Gleichzeitig 

kann der Bundesrat Ausnahmen vorsehen. Der Bundesrat hat das EMBAG zusammen mit 
der damaligen Ausführungsverordnung (EMBAV) per 1. Januar 2024 in Kraft gesetzt und 
dabei kommuniziert, dass die Umsetzung gestaffelt erfolgt (zunächst zentrale BVerw; 
später dez. VE bzw. nach der Klärung der Ausnahmen). 

Bundesgesetz über den Einsatz elektronischer Mittel zur Erfüllung von Behördenaufgaben (EMBAG) 

Art. 12 Standards 
1 Die Bundeskanzlei kann technische, organisatorische und prozedurale Standards, die die Interoperabili-
tät verschiedener Systeme unterstützen, für die diesem Gesetz unterstehenden Bundesbehörden für ver-
bindlich erklären. Sie orientiert sich dabei an international etablierten offenen Standards. 
2 Artikel 11 Absatz 5 gilt sinngemäss. 
3 Die Standards werden bei der Beschaffung berücksichtigt. 

Geltungsbereich 
Art. 2 EMBAG 

Art. 12 EMBAG 
(Standards) 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2023/682/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2023/682/de
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Art. 2 Geltungsbereich 

1 Dieses Gesetz gilt für die zentrale Bundesverwaltung. 

2 Es gilt auch für Einheiten der dezentralen Bundesverwaltung. Der Bundesrat kann Ausnahmen vorse-
hen. 

Die DigiV konkretisiert die Anwendung von Art. 12 EMBAG insbesondere für 
dez. VE. Die dez. VE sind dem EMBAG grundsätzlich unterstellt. Entscheidend 
ist Art. 3 DigiV (Ausnahmen für dez. VE, siehe blaue Box unten): Dez. VE kön-
nen auf Antrag vom Bereich DTI von einem Standard nach Art. 12 EMBAG ausgenommen 
werden, wenn der Standard für die Interoperabilität nicht nötig ist oder mit zwingend 
einzuhaltenden Standards kollidiert. 

Digitalisierungsverordnung (DigiV) 

Art. 3 Ausnahmen für dezentrale Verwaltungseinheiten 
... 
2 Dezentrale Verwaltungseinheiten werden vom Bereich Digitale Transformation und IKT-Lenkung der 
Bundeskanzlei (Bereich DTI) auf Antrag von einem Standard nach Artikel 12 EMBAG ausgenommen, wenn: 
a. der Standard für die Interoperabilität ihrer Systeme mit Systemen der Bundesverwaltung, der Kan-
tone oder der Gemeinden nicht erforderlich ist; oder 
b. dieser mit einem Standard, den sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben zwingend einhalten müssen, nicht 
kompatibel ist. 

Der erläuternde Bericht zu Art. 3 DigiV hält zudem fest, dass 
nur wenige, grundlegende Standards für verbindlich erklärt 
werden, die für die Zusammenarbeit der Systemen von den 
in Absatz 2 erwähnten Behörden (Bund, Kantone, Gemeinden) erforderlich sind. Beispiele 
hierfür sind übergreifende eGov Standards (z. B. eCH-Standards). Gleichzeitig betont der 
Bericht, dass dez. VE oft an spezifische nationale oder internationale Standards von Drit-
ten gebunden sind, die einem Standard nach Artikel 12 EMBAG bei Konkurrenz grund-
sätzlich vorgehen. Dies bedeutet, dass es keine Konkurrenz zu internationalen Standards 
geben soll und dass fach- oder sektorenspezifische Standards bei Konkurrenz grundsätz-
lich vorgehen. 

Definition: Was heisst im Verwaltungskontext «grundsätzlich / im allgemeinen interoperabel»?  

Die dez. VE unterhält Beziehungen zu anderen VEs (gleich welche föderale Stufe). Die Beziehungen können 
folgender Natur sein: strategisch (Entscheidungen, Governance, organisatorisch); operativ (finanziell, Pro-
zessverzahnung, Lieferanten-/Kundenbeziehung, Datenaustausch, rechtlich) heute oder auch in Zukunft 
(Fähigkeit zur künftigen Zusammenarbeit). 

Erläuterungen zu „Interoperabilität“ 

✓ Standards dienen der Interoperabilität – Die BK verortet Standards dabei 
auf mehreren Ebenen: technisch, semantisch, organisatorisch/prozessual 
oder rechtlich. 

Art. 3 
DigiV 

Erläuternder Bericht 
zu Art. 3 DigiV 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/2023/682/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/2023/682/de
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✓ Ob Interoperabilität (z. B. mit Systemen von anderen VE oder mit Kanto-
nen/Gemeinden) notwendig ist, wird grundsätzlich durch die Selbstein-
schätzung der dez. VE beurteilt (gemäss der vorliegenden Definition). 

✓ Müssen die Systeme der dez. VE mit anderen Systemen von Bund, Kanto-
nen oder Gemeinden interoperabel sein, prüft die dez. VE die Relevanz/Er-
forderlichkeit eines Standards via Selbsteinschätzung anhand des An-
wendungsgebiets. Resultiert Relevanz, geht es gemäss Prozess weiter. 
Ist keine Interoperabilität notwendig, sind Standards gemäss Art. 3 Abs. 
2 DigiV nicht anwendbar/nicht erforderlich – die BK soll dennoch infor-
miert werden (Antrag.) 

FAQs zu Kapitel 1.2 

Fragen Kommentare, Antworten 

Wie gehen wir mit internationalen 
Standards um? 

Für manche dez. VE gibt es relevante internationale Standards, die es einzu-
halten gilt. Wenn ihnen CH-Standards entgegenstehen, muss eine Klärung 
zwischen der dez. VE und der BK stattfinden. Die Situation konfliktärer Stan-
dards sollte vermieden werden. Die Anwendung von Standards sollte immer 
Nutzen schaffen. BK hat grosses Interesse internationale Standards anzuwen-
den, eine allfällige Profilierung für den Kontext CH erfolgt i.d.R. als eCH-Stan-
dards. Grundsatz: «Das Rad nicht neu erfinden». 

Welches Risiko entsteht, wenn wir 
internationale Standards nicht an-
wenden können? 

In jedem Fall ist eine Klärung mit der BK anzustreben. Im Zweifel geht der in-
ternationale Standard für dez. VE vor, siehe auch Art. 3 Abs. 2 DigiV. Die BK hat 
ein Interesse an zweckmässigen internationalen Standards und möchte po-
tentielle Konflikte zwischen Standards auflösen zugunsten eines möglichst 
breiten Einsatzes für die Verwaltung, wenn immer möglich in Richtung inter-
nationale Standards. 

Wie verfährt die BK, wenn eine VE 
bereits einen internationalen Stan-
dard anwendet? 

Falls ein verwendeter internationaler Standard bereits von einer VE ange-
wandt wird, könnte die BK evtl. diesen übernehmen, sofern ein Nutzen für 
möglichst viele de-/zentrale VE erkennbar ist. Wenn der Standard mit einem 
Standard nicht kompatibel ist, den die dez. VE zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
zwingend einhalten muss, kann gemäss Art. 3 Abs. 2 Bst. b DigiV eine Aus-
nahme beantragt werden. Die Prüfung erfolgt pro Standard und im Einzelfall. 

Was hat es mit der Bezugspflicht ge-
mäss EMBAG auf sich? 

Es gibt die Bezugspflicht für die Bundesbehörden, es gibt sie aber nicht für die 
Kantone. Man kann auch Bundesbehörden dazu verpflichten, Leistungen an 
Kantone gegen Gebühr anzubieten. Dez. VE werden bzgl. IKT-Mittel nicht ver-
pflichtet, siehe Art. 11 Abs. 3 DigiV, freiwillige Vereinbarungen vorbehalten. 

Wie gehen wir mit der Gefahr des 
Vendor-Locking um? 

Für die zentrale BVerw kennen wir Ein-/Zwei-/Mehr-Produktestandards. In 
Einzelfällen wird der Gebrauch eines Produkts für die BVerw sogar verboten. 
Die dez. VE können diese Vorgaben bei Interesse gerne einsehen, müssen sich 
aber nicht daran halten. BVerw basiert wenn möglich auf Open Standards. 

Welche Standards sind für die In-
teroperabilität relevant? D.h. um 
welche Standards geht es hier?  

Alle Standards dienen der Interoperabilität. BK verortet Standards auf mehre-
ren Ebenen: technisch, semantisch, organisatorisch/prozessual oder rechtlich. 

Art. 3 Abs. 2 DigiV: Es stellt sich die 
Frage, ob organisatorische Stan-
dards wie Projektmgmt. auch vom 
Kompetenzbereich erfasst sind? 

Art. 12 EMBAG erlaubt der BK sowohl technische, als auch organisatorische 
und prozedurale Standards zu erlassen, um die Interoperabilität verschiede-
ner Systeme zu unterstützen. 
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1.3 Standards nach e-CH  
Kernbotschaften Standards – Praxis in der BVerw: 

Standards sind kein “Monolith”, sondern ein Baukasten: Je nach Kontext/Bedarf 
werden passende Bausteine (Standards) kombiniert (statt “one size fits all”). 

Standardisierung ist kein Top-down-Monolog, sondern ein Dialog entlang meh-
rerer Stationen (Erarbeitung, Konsultation, Empfehlung, Anhörung, Festlegung) 

Ziel ist es, die Interoperabilität und Zusammenarbeitsfähigkeit über föderale 
Ebenen hinweg zu fördern, nicht eine maximale Vereinheitlichung um jeden Preis. 

Modularität der Vorgaben – Baukastenprinzip für Standards 

Verschiedenste Standards können unterschiedliche “Objekte” adressieren, z. B.: Pro-
dukte, Methoden, Prozesse, Referenzarchitekturen, Datenformate, Codelisten, Schnitt-
stellen, etc. Hierbei gibt es strategische Sichten, in denen Standards vorkommen: z. B. 
Digitale Bundesverwaltung, Cloud, KI, Netzwerk, Stammdaten, etc. 

Es gibt bereits mehr als 200 Vorgaben für die zentrale BVerw (Gesamt) und Nutzende der 
Standarddienste (Teilmenge) – daher braucht es Struktur und Modularität, sonst wird es 
unübersichtlich. Um die Modularität von Standards greifbar zu machen, helfen zwei Vi-
sualisierungsansätze: Das Baukastenprinzip und der Werkzeugkasten.  

Beim Baukastenprinzip geht es da-
rum, dass Standards (betrifft vor al-
lem eCH-Standards) so geformt wer-
den, dass sie wie Legobausteine auf-

einander aufbauend verwendet werden können in Projekten. Da-
bei gibt es Basisstandards, die das Fundament legen und die 
wichtigsten Grundannahmen bzw. Minimalanforderungen defi-
nieren. Gleichzeitig klären diese Basisstandards bewusst nicht je-

des Detail, weil je nach Kontext unterschiedliche Ausprägungen sinnvoll sein können. Für 
diese offenen und variablen Aspekte existieren weitere, passende Standards, die als zu-
sätzliche Bausteine ergänzt werden können.  

Eine hilfreiche Metapher ist die Verbindung von Systemen über Schnittstellen und Daten: 
Ein Schnittstellenstandard beschreibt sinngemäss, wie man von System A zu System B 
gelangt (wie eine „Strasse“, die zwei Systeme verbindet). Ein Datenstandard konkretisiert, 
welche Datenstrukturen und Inhalte über diese Verbindung transportiert werden dürfen 
(welche „Autos“ dürfen mit welcher „Ladung“ die Strasse nutzen?). Zusätzliche Standards 
können hierbei weitere Regeln und Präzisierungen liefern. Der Kern des Baukastenprin-
zips lautet: Standards müssen sinnvoll zusammenpassen und können in IT-Projekten ge-
zielt so kombiniert werden, dass sie gemeinsam ein stimmiges Gesamtbild ergeben. 

Das Baukastenprinzip 
als Sinnbild für Basis-
bausteine 
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Der Werkzeugkoffer hingegen ist ein 
Sinnbild für Anwendungsgebiete. Hier-
bei geht es um Standards, die auch ein-
zeln gut eingesetzt werden können 
und keine grossen Abhängigkeiten zu anderen Standards voraus-
setzen. Hier stellt man sich stets die Frage: Welches Tool benötige 
ich in welcher Situation bzw. welches passende „Werkzeug“ 
wähle ich für meine konkrete Fragestellung aus? Typische Bei-
spiele aus dem Bereich Methoden und Konzepte sind etwa HER-
MES als Projektmanagementmethode oder die Modellierung von Geschäftsregeln. Solche 
Standards sind nicht zwingend technologiespezifisch, sondern unterstützen vor allem die 
strukturierte Vorgehensweise und die fachliche/konzeptionelle Beschreibung. Sie kön-
nen in Vorhaben sinnvoll genutzt werden, ohne dass dafür automatisch ein ganzes Bün-
del weiterer Standards erforderlich ist. 
 

Merksatz: Während das Baukastenprinzip die kombinierbare, aufeinander abge-
stimmte Anwendung von Standards beschreibt (modular, zusammenhängend, 
oft im IT-Kontext), steht der Werkzeugkoffer für einzeln einsetzbare Standards, 

die man je nach Bedarf als passendes Hilfsmittel auswählt (häufig Methoden/Konzepte). 

Standardisierungsprozess bei eCH 

Der durch den Bund mitgegründete Verein eCH setzt sich für E-
Government-Standards in der Schweiz ein. Die Bundesverwaltung 
übernimmt eCH-Standards, soweit sie die BVerw betreffen. Der Stan-
dardisierungsprozess ist dabei kein Monolog, sondern ein Dialog ent-
lang mehrerer Stationen: 

• In eCH-Fachgruppen erarbeiten Behörden und Wirtschaft die 
eGovernment Standards, oftmals basierend auf internationa-
len Standards, und durchlaufen eine öffentliche Konsultation 

• Wichtige eCH-Standards werden vom Architekturboard Bund 
an den Digitalisierungsrat Bund empfohlen 

• Verbindliche Standards werden im Digitalisierungsrat Bund 
angehört und von der oder dem DTI-Delegierten mit Geltungs-
bereich festgelegt 

Innerhalb von eCH folgt die Standardisierung einem klar struktu-
rierten Ablauf: Nach der Erarbeitung eines inhaltlichen Vor-
schlags erfolgt eine formale Qualitätssicherung durch die Ge-

schäftsstelle sowie eine inhaltliche Qualitätssicherung durch Expertenausschuss bzw. zu-
geteilte Referenten. Anschliessend wird der Entwurf in einer öffentlichen Konsultation 
diskutiert. Nach Ablauf der Konsultationsfrist werden die Rückmeldungen zusammenge-
fasst und der Ersteller prüft sie und nimmt allfällige Anpassungen vor. Danach wird das 
überarbeitete Dokument erneut formal und inhaltlich geprüft, bevor eine Genehmigung 
oder Ablehnung erfolgt. Genehmigte Standards werden auf der eCH-Webseite publiziert 

eCH 
Fachgruppen

Öffentliche 
Konsultation

Architekturboard 
Bund

Digitalisierungsrat 
Bund

Delegierter des 
Bundesrates DTI

Der Werkzeugkoffer 
als Sinnbild für An-
wendungsgebiete  

eCH-Standardisie-
rungsprozess  
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und später nach einer festgelegten Frist auf Aktualität und Relevanz überprüft. Weitere 
Informationen zum Standardisierungsprozess von eCH-Standards finden Sie auf der eCH-
Webseite1. 

Key Learnings aus Kapitel Nr. 1 

✓  Standards nach Art. 12 EMBAG dienen der Förderung der Interoperabilität 
zwischen Behörden auf verschiedenen föderalen Ebenen. Der Bereich DTI 
kann dazu für die Bundesverwaltung verbindliche technische, organisatori-
sche und prozedurale Standards festlegen. 

✓ Seit Inkrafttreten der DigiV sind dez. VE grundsätzlich dem EMBAG unterstellt; Aus-
nahmen sind jedoch auf Antrag möglich, wenn Interoperabilität nicht erforderlich 
ist oder zwingende andere Standards vorgehen. 

✓ Standards sind modular aufgebaut und folgen dem Baukasten- oder Werkzeug-
prinzip: Ziel ist nicht maximale Vereinheitlichung, sondern eine zweckmässige, 
kontextabhängige Anwendung zur Stärkung der Zusammenarbeit. 

2 Einordnung von Standards, Weisungen und Empfehlungen (Schweiz) 

Weisungen sind Verwaltungsverordnungen einer Behörde (z. B. der BK 
oder eines delegierten Organs). Mit einer Weisung des Bereichs DTI nach 

Art. 40 Abs. 1 Bst. d DigiV können Standards als verbindlich erklärt werden. Dabei werden 
insbesondere Geltungsbereich und Anwendungsgebiet festgelegt. Sie konkretisieren for-
mell-rechtliche Vorgaben und richten sich an die nachgeordneten Verwaltungseinheiten. 
Weisungen sind nicht rechtsetzend, sind aber für die adressierten Stellen verbindlich. Im 
Kontext von EMBAG und der DigiV spielen Weisungen eine entscheidende Rolle, weil 
Standards erst durch eine Weisung des Bereichs DTI verbindlich erklärt werden. 

Weisungen und vergleichbare Verwaltungsvorschriften 
richten sich grundsätzlich nach innen, also an die Verwal-
tung selbst. Ihre Grundlage liegt in der hierarchischen Zu-

ständigkeit oder Aufsichtskompetenz der zuständigen Behörde; sie dienen der einheitli-
chen Steuerung und Anwendung innerhalb der Bundesverwaltung. Gegenüber Dritten 
ausserhalb der Bundesverwaltung entfalten sie in der Regel keine direkte verpflichtende 
Wirkung und sind daher grundsätzlich nicht direkt einklagbar. Sie müssen deshalb nicht 
amtlich veröffentlicht werden, werden in der Praxis aber häufig auf den Webseiten der 
Behörden zugänglich gemacht. Soll eine verbindliche Regelung mit Aussenwirkung ge-
schaffen werden, muss dies auf Gesetzes- oder Verordnungsstufe erfolgen. 

Standards sind inhaltliche, organisatorische oder technische Vorgaben, 
wie beispielsweise eCH-Standards, HERMES oder IAM-Standards. Sie die-
nen der Harmonisierung und Qualitätssicherung. 

Im Anwendungsbereich von EMBAG erfolgt dies wie folgt: 
• Art. 12 EMBAG ermächtigt die BK, Standards für verbindlich zu erklären. 

 
1 https://www.ech.ch/de/ech-standards/standardisierungsprozess 

Weisungen  

Standards  

Hinweis zur rechtlichen 
Wirkung von Weisungen  

https://www.ech.ch/de/ech-standards/standardisierungsprozess
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• Die oder der DTI-Delegierte kann per Beschluss einen Standard für verbindlich er-
klären. 

• Dieser Beschluss entspricht formell einer Weisung nach Art. 40 DigiV. 
• Mit diesem Schritt erhält der Standard Weisungscharakter und wird damit für die 

im Geltungsbereich genannten Verwaltungseinheiten verbindlich. 
 

Hilfsmittel beschreiben bewährte Vorgehensweisen („Good Practice“). 
Sie haben keinen verbindlichen Charakter, können aber als Orientie-
rung für die Umsetzung dienen. 

Ein eCH-Standard gilt somit zunächst als Empfehlung. Durch einen entsprechenden Ent-
scheid des oder der DTI-Delegierten oder des Bundesrats kann er für die betroffenen 
Verwaltungseinheiten mittels Weisung verbindlich erklärt und damit als verbindlicher 
Standard gemäss Art. 12 EMBAG festgelegt werden. 

 

Key Learnings aus Kapitel Nr. 2 

✓  Ein Standard wird nicht „automatisch“ verbindlich – er wird durch einen 
formellen Beschluss via Weisung verbindlich erklärt. 

✓  Weisungen sind verbindlich. 

✓ Artikel 12 EMBAG ermächtigt die BK, Standards für verbindlich zu erklären. Die 
oder der DTI-Delegierte kann diese Verbindlicherklärung per Beschluss vorneh-
men, der in Form einer Weisung nach Art. 40 DigiV erfolgt. Ein eCH-Standard gilt 
daher zunächst als Empfehlung und wird erst durch diesen formellen Entscheid 
zum verbindlichen Standard nach Art. 12 EMBAG. 

Hilfsmittel  
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3 Die Treppe: Von der generellen zur fallweisen Ausnahme 

 

3.1 Übersicht über die verschiedenen Stufen der Treppe 

Gibt es eine generelle Ausnahme für mich als dezentrale Ver-
waltungseinheit? (nach Art. 2 Abs. 2 EMBAG für die pauschale Befrei-
ung; restriktive Handhabung pro Verwaltungseinheit) 

In einem ersten Schritt wird geprüft, ob für die dez. VE eine gene-
relle Ausnahme gemäss Art. 2 Abs. 2 EMBAG gilt – also eine pau-

schale Befreiung von der Anwendung bestimmter Vorgaben auf Ebene der Verwaltungs-
einheit. Stand Juli 2026 gibt es keine pauschalen Ausnahmen von Art. 12 EMBAG für dez. 
VE. Entsprechend dem Willen des Gesetzgebers, der den Geltungsbereich in den parla-
mentarischen Beratungen explizit auf die dezentralen Einheiten ausgeweitet hat, sollten 
nur gezielte Ausnahmen gemacht werden.  

Welche Standards sind für die jeweilige dezentrale Verwal-
tungseinheit verbindlich? (= Prüfung des Geltungsbereichs: 
mit/ohne dezentrale Verwaltungseinheiten; Festlegung durch Beschluss 
D-DTI nach Anhörung DRB; zweckmässige Handhabung pro Standard) 

In einem zweiten Schritt wird der Geltungsbereich der Standards 
definiert. Hierzu erarbeitet die oder der DTI-Delegierte einen Vor-
schlag, ob und in welchem Umfang ein Standard für die jeweilige 

VE gelten soll (mit/ohne Einbezug der dez. VE). Der Digitalisierungsrat Bund wird dabei 
als konsultatives Gremium einbezogen und liefert Rückmeldungen zur Zweckmässigkeit 
und Anwendbarkeit. Auf dieser Grundlage erfolgt die Festlegung durch die oder den DTI-
Delegierte/n nach Anhörung des DRB. Je nach Ergebnis wird der Standard anschliessend 
in Form einer Weisung für verbindlich erklärt (siehe Kapitel 1.3 Standards nach eCH). 

Künftiges Vorgehen bei der Verbindlichkeitserklärung von Standards: Die Festlegung 
verbindlicher Standards erfolgt nicht nach einem starren Verfahren, sondern wird 

Fallweise Ausnahme

nach Art. 3 Abs. 2 DigiV
sowie Art. 40 Abs. 3 
DigiV und detailliert in 
P035; wichtig ist ein 
konstruktiver Dialog 
zwischen Antragsteller 
und Bundeskanzlei

bedarfsorientierte 
Handhabung
pro Standard

Anwendungsgebiet

wird in den Standards 
erklärt im einführenden 
Kapitel, ermöglicht 
Selbsteinschätzung 
ohne Rechenschaft 
gegenüber der 
Bundeskanzlei

lösungsorientierte 
Handhabung
pro Standard

Geltungsbereich

mit/ohne dezentrale 
BVerw wird durch 
Beschluss D-DTI 
festgelegt nach 
Anhörung DRB

zweckmässige 
Handhabung 
pro Standard

Generelle Ausnahme

nach Art. 2 Abs.2 
EMBAG für die 
pauschale Befreiung 

restriktive Handhabung 
pro Verwaltungseinheit

1

2

3

4

Baukastenprinzip als Sinnbild für 

Basisbausteine ergänzt um weitere 

Bausteine je nach Einsatz

Werkzeugkoffer als Sinnbild 

für Anwendungsgebiete

Generelle Ausnahme

nach Art. 2 Abs.2 
EMBAG für die 
pauschale Befreiung 

restriktive Handhabung 
pro Verwaltungseinheit

1

Geltungsbereich

mit/ohne dezentrale 
BVerw wird durch 
Beschluss D-DTI 
festgelegt nach 
Anhörung DRB

zweckmässige 
Handhabung 
pro Standard

2
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kontinuierlich weiterentwickelt und an neue Anforderungen sowie Praxiserfahrungen an-
gepasst. Die Auswahl und Priorisierung neuer Standards orientiert sich an fachlichen und 
strategischen Kriterien, insbesondere ihrer Anwendbarkeit, ihrem Nutzen für Verwal-
tungseinheiten sowie ihrer Wirkung auf Prozesse, Investitionen und die Zusammenar-
beit. Ziel ist es, die Interoperabilität nachhaltig zu stärken und die digitale Zusammenar-
beit innerhalb der Verwaltung zu fördern. Die Priorisierung erfolgt dabei opportunitäts-
getrieben: Standards werden insbesondere dort vorangetrieben, wo konkrete Bedarfe 
bestehen, ein klarer Nutzen erkennbar ist und eine ausreichend grosse Community zur 
Mitwirkung bereitsteht. Unterstützungsangebote, weiterführende Informationen sowie 
Kontaktstellen sind in Kapitel 4 aufgeführt. 

Ist ein gegebener verbindlicher Standard für eine dez. VE in ei-
ner bestimmten Anwendungssituation überhaupt relevant? (= 
Prüfung des Anwendungsgebiets: Erklärung in den Standards und er-
möglicht eine Selbsteinschätzung ohne formelle Rechenschaft gegen-
über der Bundeskanzlei; lösungsorientierte Handhabung pro Standard) 

 

 

Vorgehen:

 

Liegen Gründe für fallweise Ausnahmen für die Anwendung ei-
nes verbindlichen (Stufe 2) und relevanten (Stufe 3) Standards 
vor? Brauchen wir eine fallweise Ausnahme – und wie beantragen wir 
sie? (= Ausnahme im Einzelfall nach DigiV, konkretisiert über P035; 
wichtig ist ein konstruktiver Dialog zwischen Antragsteller und Bundes-
kanzlei; bedarfsorientierte Handhabung pro Standard) 

 

Vorgehen: 

 

Wer?Schritt

dezentrale 

Verwaltungseinheiten 

Die Prüfung der Relevanz in einer vorliegenden Anwendungssituation 

erfolgt ohne Involvierung der Bundeskanzlei

1.

dezentrale 

Verwaltungseinheiten

Im Rahmen von Vorhaben werden mit Fachexperten die für den Kontext 

relevanten Standards aus der Sammlung der verbindlichen Standards 

eruiert. Lieferanten können unterstützen, da diese bei eCH-Standards 

bereits oftmals selber involviert sind.

2

Wer?Schritt

dezentrale 

Verwaltungseinheiten 

Prüfung des Vorliegens einer Anforderung an den Standard1.

dezentrale 

Verwaltungseinheiten

Beantragung der Anforderung an die BK2.

BundeskanzleiEntscheidung über die Anforderung oder Genehmigung einer Ausnahme3. 

Anwendungsgebiet

wird in den Standards 
erklärt im einführenden 
Kapitel, ermöglicht 
Selbsteinschätzung 
ohne Rechenschaft 
gegenüber der 
Bundeskanzlei

lösungsorientierte 
Handhabung
pro Standard

3
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3.2 Personas und ihre typischen Fragestellungen 

Die folgenden Personas begleiten Sie durch das Praxishandbuch. Je nach Rolle in Ihrer 
Verwaltungseinheit werden Sie sich in unterschiedlichen Fragestellungen wiederfinden. 

Diese drei Personas stehen stellvertretend für die unterschiedlichen Rollen und Frage-
stellungen, die innerhalb einer dez. VE auftreten, wenn es um die Umsetzung von EMBAG-
Standards und die Anwendung der DigiV geht. 

• Sabine Keller – Leiterin IT: Sie verantwortet die Systemlandschaft und prüft, wel-
che Standards für die IT-Infrastruktur relevant sind. Ihre Perspektive ist vor allem 
operativ und technisch. 

• Dr. iur. Lukas Meier – Jurist / Rechtsdienst: Er bewertet die rechtliche Verbind-
lichkeit von Standards und Weisungen und unterstützt die VE bei der Begründung 
von Ausnahmen. 

• Anna Schmid – Fachverantwortliche Digitalisierung: Sie sorgt dafür, dass Stan-
dards in den Fachprozessen verankert werden und die Interoperabilität zwischen 
Behörden gewährleistet ist. 

Je nach Rolle Ihrer VE werden Sie sich in unterschiedlichen Fragestellungen wiederfinden 
– Sei es bei der Prüfung des Geltungsbereichs, der Bewertung der Relevanz einzelner 
Standards oder bei der Beantragung fallweiser Ausnahmen. Die Personas dienen als pra-
xisnahes Hilfsmittel, um Theorie und Umsetzung in der Verwaltungsarbeit anschaulich zu 
verbinden. 
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3.3 Eine Reise durch die Treppe 

3.3.1 Stufe 1 – Generelle Ausnahme 

  

Sabine Keller leitet die IT einer dez. VE und steht mitten in einem laufenden Vorhaben mit 
begrenzten Ressourcen. Sie fragt sich, ob sie im Zusammenhang mit Art. 12 EMBAG be-
reits jetzt aktiv werden muss – oder ob ihre Verwaltungseinheit pauschal ausgenommen 
sein könnte, weil sie wenig direkte Interaktionen mit anderen Bundesstellen hat und in 
ihrer Arbeit oft an sektorielle Standards gebunden ist. Um Rechtsunsicherheit und Verzö-
gerungen im Projekt zu vermeiden, zieht sie Lukas vom Rechtsdienst hinzu. 

Dr. iur. Lukas Huber empfiehlt, zuerst die Stufe 1 der Treppe zu prüfen: Gibt es eine gene-
relle Ausnahme gemäss Art. 2 Abs. 2 EMBAG, also eine pauschale Befreiung auf Ebene der Ver-
waltungseinheit? Gemeinsam ordnen Lukas und Sabine den historischen und rechtlichen 
Kontext ein: Mit Inkrafttreten der DigiV per 1. Mai 2025 wurde der Rahmen geschaffen, 
Ausnahmen für dez. VE zu handhaben. Gleichzeitig hat der Bundesrat keine pauschalen 
Ausnahmen von Art. 12 EMBAG gewährt. Beim Blick in die Ausnahmenliste (Anhang 1 
DigiV) wird klar, dass dort nur eng begrenzte Ausnahmen vom Geltungsbereich für ein-
zelne Verwaltungseinheiten und bestimmte Bestimmungen aufgeführt sind: Von Art. 9 
und 10 EMBAG (Open Source/Open Government Data) sind drei dez. VE ausgenommen 
(Siehe Fedlex2). Eine pauschale Ausnahme im Sinne einer generellen Befreiung von Art. 
12 EMBAG ist für dez. VE in der geltenden DigiV nicht vorgesehen. Damit ist Stufe 1 abge-

 
2 Ausnahmen vom Geltungsbereich des EMBAG für dez. VE des Bundes: https://fedlex.data.ad-

min.ch/eli/cc/2025/235 

Lukas, ich brauche Klarheit: Müssen 
wir wegen Art. 12 EMBAG jetzt bei 

jeder Beschaffung von Systemen die 
Standards checken? Unser 

Projektplan ist ohnehin schon eng…

1

Gute Frage Sabine ! Bevor wir uns in 
Details verlieren, starten wir mit Stufe 

1 der Treppe: Gibt es für unsere 
Verwaltungseinheit eine generelle 

Ausnahme bzw. pauschale Befreiung?

2

Das wäre ideal ! Wir haben kaum direkte 
Schnittstellen zu anderen Bundesstellen und 
sind oft an sektorielle Standards gebunden. 

Wir könnten argumentieren, dass Art. 12 
EMBAG für uns nicht relevant ist?

3
Seit die DigiV im Mai 2025 in Kraft ist, 

gibt es zwar einen Rahmen für 
Ausnahmen – aber der Bundesrat hat 

betont, dass er möglichst wenige 
Pauschalausnahmen möchte.

4

Bedeutet das, 
wir können die 
Hoffnung auf 
eine pauschale 

Ausnahme 
gleich 

aufgeben?

5

Für Art. 12 EMBAG ja. Aktuell gibt es keine 
Pauschalausnahmen. Was es gibt, sind eng 

begrenzte Ausnahmen vom Geltungsbereich 
in Anhang 1 DigiV. Aber das betrifft nur 

bestimmte VEs und andere Artikel…

6

7

Okay, dann ist Stufe 1 
erledigt: keine 

Pauschalausnahme. Was 
ist der nächste Schritt, 

ohne dass wir das 
Projekt blockieren?

Genau: Wir gehen 
weiter zu Stufe 2 

und prüfen den 
Geltungsbereich 

pro Standard

Gut. Dann dokumentieren 
wir kurz, dass Stufe 1 

geprüft und verneint wurde 
und fahren im Prozess fort.

8 9

https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/2025/235
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/2025/235
https://fedlex.data.admin.ch/eli/cc/2025/235
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schlossen: Keine generelle Ausnahme für die dez. VE von Sabine und Lukas. Sabine ge-
winnt dadurch pragmatische Klarheit für ihr Projekt: Anstatt das Vorhaben zu stoppen, 
dokumentieren sie den Entscheid kurz und geht direkt weiter zu Stufe 2 (Geltungsbereich 
pro Standard). 

FAQ Stufe 1 

Fragen Kommentare, Antworten 

Wer entscheidet über 
eine generelle Aus-
nahme? 

Über generelle Ausnahmen entscheidet der Bundesrat, da sie auf Verordnungsstufe ge-
regelt werden müssen. Mit der DigiV hat der Bundesrat jedoch klar festgehalten, dass 
solche Pauschalausnahmen restriktiv gehandhabt werden. 

Wo sehe ich, ob unsere 
Einheit durch eine gene-
relle Ausnahme erfasst 
ist? 

Bisher existieren keine generellen Ausnahmen für dez. VE in Bezug auf Art. 12 EMBAG. 
Allfällige Befreiungen werden im Anhang 1 der DigiV aufgeführt. 

Was bedeutet eine ge-
nerelle Ausnahme für 
künftige Standards? 

Eine generelle Ausnahme würde bedeuten, dass eine VE dauerhaft nicht an künftige, neu 
erlassene Standards gebunden ist. Dadurch würden auch zukünftige Standards automa-
tisch nicht gelten, ohne dass sie einzeln geprüft werden müssten. Genau aus diesem 
Grund werden generelle Ausnahmen politisch und rechtlich sehr restriktiv gehandhabt. 

3.3.2 Stufe 2 – Geltungsbereich  

In dieser Szene geht es um die Prüfung des Geltungsbereichs von grundsätzlich verbind-
lichen Standards für dez. VE. Ausgangspunkt ist die Vorarbeit der BK, welche aus über 200 
bestehenden DTI-Standards jene identifiziert hat, die grundsätzlich verbindlich und 
zweckmässig sind. Nun geht es darum zu verstehen, wie diese Standards weiterentwi-
ckelt, eingebracht und verbindlich erklärt werden. 

1

 ie  undeskan lei hat aus  ber     
bestehenden  tandards jene identi i iert  
die grunds t lich  erbindlich und   r uns 

rele ant sein k nnen 

 

8

Okay – aber woher 
kommen diese neuen 
Standards eigentlich 
konkret? Wer bringt 

diese ein?

3

64

Diese entstehen nicht zufällig: Es gibt 
überdepartementale Fachgremien wie das 
Architekturboard oder das Databoard, die 

Standards fachlich vorbereiten.

 

 
Genau. Danach entscheidet die oder der DTI-

Delegierte – und kann den Standard 
verbindlich erklären. Ab dann gilt er als 

Weisung.

Das heisst: Es wird nochmals geprüft –
und die Departemente können sich 

strategisch dazu äussern?

Wenn ein Fachgremium einen 
Vorschlag erarbeitet, wird dieser in 

den Digitalisierungsrat Bund 
eingebracht – aber nur, wenn er als 

zweckmässig gilt.

Stimmt ! Dort sind alle 
Departemente vertreten. Sie 

bringen ihre fachlichen 
Bedürfnisse ein und stimmen 

sich mit ihren Ämtern ab.

6

Genau ! Und das entwickelt sich weiter: 
Neue Standards kommen laufend dazu, 

weil sich Technik, Prozesse und 
Zusammenarbeit ständig verändern.
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Weitere Standards können im Laufe der Zeit dazukommen, da die Digitalisierung eine 
fortwährende Anpassung der Technik, Prozesse und Organisation nach sich zieht. Dazu 
hat der Digitalisierungsrat zusätzliche Fachgremien, welche ihm weitere zweckmässige 
Standards vorschlagen können: 

Fachgremium Fokussierung überdepartemental 

ABB, Architekturboard Bund Unternehmensarchitektur 

DBB, Databoard Bund Datengouvernanz/-interoperabilität/-management 

FSD, Führungsaus. Standarddienste Standarddienste des Bundes 

IBK, Informatikbetreiberkonferenz Bund Lösungstechnologien 

In diesen überdepartementalen Fachgremien sind alle Departemente vertreten und kön-
nen sich einbringen. Sie sind auch aufgefordert in ihren Departementen Rücksprache zu 
halten und ihre Ämter zu involvieren. Wenn sich ein Fachgremium einigt, wird dem Digi-
talisierungsrat der neue Standard als fachlicher Vorschlag eingebracht. Entsprechend 
werden nur geeignete Standards im Digitalisierungsrat Bund angehört. Die Departe-
mente erhalten nochmals die Möglichkeit auf strategischer Stufe sich zu neuen Standards 
zu äussern. Nach Anhörung des Digitalisierungsrats entscheidet die oder der DTI-Dele-
gierte über den Standard und kann diesen per Beschluss verbindlich erklären, woraus der 
Standard als Weisung gehandhabt wird. 

FAQs Stufe 2 

Fragen Kommentare, Antworten 

Wer entscheidet, ob ein 
Standard für meine 
dez. VE verbindlich ist? 

Der Geltungsbereich eines Standards (mit oder ohne dez. VE) wird durch Beschluss D-DTI 
festgelegt. Die oder der DTI-Delegierte trifft den Entscheid – gestützt auf EMBAG und DigiV 
– nach Anhörung des DRB. 

Inwiefern ist mit einem 
radikalen Wechsel bei 
Standards zu rechnen? 

Der Grossteil der relevanten Standards sind eCH-Standards, die häufig auf internationalen 
Standards (z. B. ISO) basieren und auf die Schweizer Gegebenheiten zugeschnitten wer-
den. Daher werden grundsätzlich keine radikalen Wechsel erwartet. Es wird jeweils ge-
prüft, ob es sich faktisch um vergleichbare ISO-Standards handelt, ob Unterschiede ledig-
lich in der Ausprägung bestehen oder ob ein Standard übersehen wurde. Weichen Stan-
dards jedoch zu stark voneinander ab, wird eine Übernahme als nicht sinnvoll erachtet. 
Alternativen werden geprüft, ein grundlegender Systemwechsel wird jedoch nicht ange-
strebt. Da die Bundesverwaltung Mitglied von eCH ist, erfolgt die Abstimmung und Eini-
gung gemeinsam. Falls ein eCH-Standard für die Bundesverwaltung trotzdem nicht pas-
send ist, kann eine bundesinterne Variante definiert werden. 

Nach welchen Kriterien 
wurden die verbindli-
chen Standards (Start-
paket) ausgewählt? 

Die 35 verbindlichen Standards („Startpaket“) wurden im Rahmen eines internen Auswahl-
verfahrens bestimmt entlang folgender Kriterien: Anwendbarkeit, Lösungspotential für 
die Verwaltungseinheiten, Wirksamkeit generell (retrospektive Betrachtung), Erwartete 
Wirkung auf Investitionen, Erwartete Wirkung auf Prozesse, Nachhaltige Entwicklung und 
Nutzen für die Gesellschaft (wo möglich). Die Auswahl der Standards ist strategisch im Ziel 
einer nachhaltigen Interoperabilität verankert. Um die langfristige digitale Zusammenar-
beit und Kollaborationsfähigkeit der Verwaltung zu gewährleisten, sind verbindliche Stan-
dards erforderlich. Die Priorisierung neuer Vorgaben erfolgt dabei opportunitätsgetrieben 
– also abhängig davon, wo sich konkrete Problemstellungen zeigen, ausreichend Motiva-
tion vorhanden ist und eine tragfähige Community besteht (z. B. im eCH-Umfeld, wo Stan-
dards entstehen, wenn eine genügend grosse Gemeinschaft ein gemeinsames Problem 
adressieren will). 
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Gibt es eine strategi-
sche Zielsetzung hin-
sichtlich möglicher 
neuer Standards und 
eine erkennbare Rich-
tung, in die sich die Vor-
gaben künftig entwi-
ckeln sollen? 

Es ist davon auszugehen, dass zusätzliche Standards folgen werden, insbesondere im Zu-
sammenhang mit dem Unternehmensentlastungsgesetz (UEG). Darüber hinaus werden 
Weisungen auf anderen Flughöhen geplant. Während bisher vorwiegend technisch ge-
prägte Standards im Fokus standen, sind sogenannte Mantelweisungen vorgesehen, die 
übergeordnete Grundsätze bündeln (z. B. digitale Souveränität, Nachhaltigkeit, Frame-
works, Methoden, Portfoliomanagement). Insgesamt sind acht solcher Weisungen ange-
dacht; vier wurden dem DRB bereits vorgelegt, vier befinden sich noch in Erarbeitung oder 
Überarbeitung. Ob und in welchem Umfang diese auf dez. VE ausgeweitet werden, ist noch 
offen. Ein konkreter Fahrplan kann derzeit noch nicht benannt werden. 

3.3.3 Stufe 3 – Anwendungsgebiet 

 

Das Szenario zeigt exemplarisch, wie eine dez. VE prüft, ob und in welchem Umfang ein 
grundsätzlich verbindlicher Standard im konkreten Projektkontext angewendet werden 
muss. Ausgangspunkt ist ein kleines internes Digitalisierungsvorhaben: Ein bestehender 
Formularprozess soll innerhalb weniger Wochen ersetzt werden. Das Projekt betrifft nur 
das eigene Team und weist eine geringe Komplexität sowie einen begrenzten Umfang 
auf. Vor diesem Hintergrund stellt sich für das Projektteam die Frage, ob der Projektma-
nagement-Standard HERMES (eCH-00543) auch in diesem Fall vollständig angewendet 
werden muss. 

Im gemeinsamen Austausch klären Sabine, Anna und Lukas zunächst das Anwendungs-
gebiet von HERMES und ordnen das Vorhaben hinsichtlich Umfang, Komplexität und Pro-
jektkontext ein. Dabei wird deutlich, dass HERMES grundsätzlich verbindlich ist, seine An-

 
3 https://www.ech.ch/de/der-verein/fachgruppen/hermes 

1

…  as Projekt dauert  enige  ochen und 
betri  t nur unser  eam   ch  rage mich 
deshalb    ssen  ir  E  E  auch bei 
diesem sehr kleinen Projekt an enden 2

4

 

Hmmm…  E  E  ist ja eine sehr um assende 
Projektmanagement-Methode. Meint ihr nicht, dass das 
HERMES-Vorgehen hier vermutlich unverhältnismässig

wäre? Wie gehen wir also damit um?

5

 abine  gut sprechen  ir dar ber   enau hier grei t  reppenstu e   
aus der Veranstaltungsreihe  E  A    r de   VE    ie Pr  ung des 

An endungsgebiets b    unsere  elbsteinsch t ung er olgt bei uns au  
Eigen erant ortung  ohne  n ol ierung der  undeskan lei 

7

 

Also unsere Begründung 
zum Anwendungsgebiet von 

HERMES wäre folglich: 
Wir wenden HERMES an, 

wenn Projekte einen 
gewissen Umfang oder eine 

gewisse Komplexität 
erreichen. Gemäss den 

Weisungen des DTI 
(W007) betrifft dies 

insbesondere Vorhaben 
mit Gesamtkosten über 

1  ’    C F 

Exakt ! Und wenn wir uns unsicher sind, 
können wir uns auch immer an Fachgremien 
oder ExpertInnen wenden. Gerade bei eCH-
Standards sind viele Beteiligte bereits in 

der Standarderarbeitung involviert...

… uper  das hil t 
uns in  ukun t dann 

enorm bei der 
 elbsteinsch t ung 

Noch ein wichtiger Punkt: Wir sind frei in der Form und können selbst 
entscheiden, wie wir die Selbsteinschätzung dokumentieren. Entscheidend ist, 

dass unsere Begründung sauber und nachvollziehbar festgehalten ist – besonders 
für Zertifizierungen oder Kontrollen, etwa durch die EFK. Dann können wir 

erklären, warum HERMES in diesem Projekt nur eingeschränkt angewendet wurde.

Genau, und für kleinere Vorhaben 
unterhalb dieses Schwellenwerts wenden 
wir eine vereinfachte Projektmethodik 

an, bspw. HERMES One.

 

Genau für solche Fälle analysieren wir den Standard und 
dokumentieren unsere Selbsteinschätzung. Wir prüfen also 

konkret: Muss HERMES hier vollständig angewendet werden, 
reicht eine verhältnismässige Anpassung aus oder ist der 

Standard für dieses Vorhaben gar nicht relevant?

 ukas und Anna – ich habe eine Frage   er 
 E  E   tandard ist   r uns grunds t lich als 

 erbindlich erkl rt  Aber unser aktuelles Vorhaben 
ist  om  m ang klein   ir m chten lediglich ein 

internes digitales Formular erset en… 

https://www.ech.ch/de/der-verein/fachgruppen/hermes
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wendung jedoch verhältnismässig erfolgen soll. Über die Treppenstufe 3 aus der Veran-
staltungsreihe „EMBAG für dez. VE“ wird klar: Die Prüfung des Anwendungsgebiets bzw. 
die Selbsteinschätzung erfolgt in der Eigenverantwortung der dez. VE und ohne formelle 
Involvierung der BK. 

Das Team analysiert deshalb konkret, wie der Standard im vorliegenden Vorhaben anzu-
wenden ist: Muss HERMES vollständig angewendet werden, reicht eine verhältnismässige 
Anpassung aus oder ist der Standard für dieses Vorhaben gar nicht relevant? Dabei stüt-
zen sich die Beteiligten auf interne Weisungen (z. B. DTI W007), die Projektunterlagen 
sowie den geplanten Projektumfang. Im konkreten Fall gelangen Sabine, Anna und Lukas 
zum Schluss, dass HERMES grundsätzlich anwendbar bleibt, aufgrund des begrenzten 
Umfangs und der geringen Komplexität jedoch in vereinfachter Form umgesetzt werden 
kann. Gemäss den Weisungen des DTI gilt eine vollständige Anwendung insbesondere 
für grössere Vorhaben mit Gesamtkosten über 100’000 CHF. Für Vorhaben, welche die 
Kriterien für ein Projekt nicht erfüllen und daher die Compliance-Anforderungen nicht 
vollständig abdecken müssen, kann eine vereinfachte Projektmethodik wie bspw. HER-
MES One zweckmässig sein.   

Ein weiterer wichtiger Punkt betrifft die Dokumentation der Selbsteinschätzung. Die dez. 
VE kann grundsätzlich selbst entscheiden, in welcher Form sie ihre Begründung doku-
mentiert. Entscheidend ist nicht das Format, sondern dass die Einschätzung nachvollzieh-
bar, transparent und überprüfbar festgehalten wird – insbesondere mit Blick auf mögli-
che Zertifizierungen oder Kontrollen (z. B. durch die EFK). Dadurch bleibt auch im Nach-
gang nachvollziehbar, weshalb ein Standard im konkreten Projekt nur eingeschränkt 
oder angepasst angewendet wurde. 

Abschliessend wird betont, dass bei Unsicherheiten jederzeit Fachgremien oder ExpertIn-
nen beigezogen werden können. Gerade bei eCH-Standards sind viele Beteiligte bereits 
in die Standarderarbeitung involviert, wodurch ein fachlicher Austausch oft sinnvoll und 
niederschwellig möglich ist. 

Wichtige Hinweise zur Stufe Nr. 3: Die Einschätzung, wie ein Standard konkret anzu-
wenden ist, erfolgt durch die dez. VE selbst und wird pro Standard vorgenommen. Ge-
langt sie dabei zum Schluss, dass ein Standard für ihr Vorhaben nicht anwendbar ist, kann 
sie sich auf Art. 3 Abs. 2 der DigiV stützen. Dieser sieht vor, dass eine Abweichung möglich 
ist, wenn der Standard für die Interoperabilität nicht erforderlich ist oder mit zwingend 
einzuhaltenden Vorgaben kollidiert. In solchen Fällen kann die dez. VE ihre Einschätzung 
über den Prozess P035 anmelden. Wichtig ist dabei: Jede Abweichung muss sachlich be-
gründet und nachvollziehbar dokumentiert werden, sodass die Entscheidung auch im 
Nachgang überprüfbar bleibt. 

Gleichzeitig ist zu beachten: Nur weil ein Standard im konkreten Kontext 
nicht relevant ist oder eine dez. VE keine Tätigkeiten in einem bestimmten 
Bereich ausübt, bedeutet dies nicht automatisch, dass eine Ausnahme bean-
tragt werden muss. Ist keine Relevanz ersichtlich (z. B. ein Polizeistandard im 

Gesundheitswesen), sind keine weiteren Massnahmen notwendig – kein P035, kein Aus-
nahmegesuch. Die Selbsteinschätzung genügt. 
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FAQ Stufe 3 

Fragen Kommentare, Antworten 

Warum sollte Hermes eingesetzt wer-
den, wenn bereits andere Methoden 
eingesetzt werden? Worin liegt der  
Mehrwert, Hermes anzuwenden? Es 
stellt sich auch die Frage, ob Hermes 
für Forschungsprojekte geeignet ist. 
Bei einer VE ist es schon vorgekom-
men, dass der präferierte externe Ent-
wickler wegen der nicht erfüllten Be-
schaffungsanforderung «Hermes» 
nicht selektiert werden konnte. Ge-
rade Lieferanten haben oftmals ihre 
eigenen Methoden, die einer «Verord-
nung» von HERMES entgegenstehen. 

Hermes… 
• bildet nur den methodischen Rahmen, das «wie» (wie bei anderen Me-

thoden) wird nicht vorgegeben. 
• stellt sicher, dass die Stammorganisation die Infos enthält, die unter den 

Projekten vergleichbar sind. 
• stellt auch die Integration ins Portfolio und damit die Koexistenz mit an-

deren Vorhaben.  
• hat mittlerweile auch den Charakter eines Community Projekts, an dem 

viele verschiedenen Organisationen beteiligt sind (unter Leitung der 
eCH-Fachgruppe).  

• berücksichtigt auch die agile Welt.  
  
HERMES One ist für Vorhaben geeignet, welche die Kriterien für ein Projekt 
nicht erfüllen bzw. die Compliance-Anforderungen nicht vollständig erfüllen 
müssen.   

Wenn Interoperabilität zwischen dez. 
VE mit anderen VE vorliegt, muss die 
Erforderlichkeit der Standards über-
prüft werden?  

Grundsätzlich eine Selbsteinschätzung der dez. VE anhand des Anwen-
dungsgebiets eines Standards. Resultiert daraus eine Relevanz, dann weiter 
gemäss Prozess. 

Was geschieht, wenn Interoperabili-
tät zwischen einer dez. VE mit einer 
anderen VE nicht vorliegt?  

Dann sind die Standards gemäss Art. 3 Abs. 2 DigiV nicht anwendbar resp. 
keine Erforderlichkeit. Die BK möchte darüber informiert werden, daher An-
trag. 

Was gilt, wenn Interoperabilität zwi-
schen dez. VE mit Forschung 
und/oder Lehre vorliegt? Wie ist mit 
Standards umzugehen, wenn eine 
dez. VE im Bereich Forschung und 
Lehre tätig ist? 

Die Wissenschaftsfreiheit ist ein Grundrecht. Institutionen mit wissenschaft-
licher Lehre und Forschung haben jedoch häufig auch einen administrativen 
Bereich, der punktuell im Austausch mit Bundesstellen stehen muss. Für die-
sen administrativen Bereich bleibt deshalb eine Selbsteinschätzung durch 
die dez. VE anhand des Anwendungsgebiets des jeweiligen Standards 
zweckmässig. Für den Bereich der wissenschaftlichen Lehre und Forschung, 
also den nicht-administrativen Bereich, kann bei Bedarf Art. 3 Abs. 2 Bst. a 
DigiV geprüft werden. Dies gilt insbesondere dann, wenn ein Standard für 
die Interoperabilität mit Bund, Kantonen oder Gemeinden nicht erforderlich 
ist. 

Wenn ein Thema im Geltungsbereich 
meines Bereichs liegt, für mich per-
sönlich aber nicht relevant ist – muss 
ich dann aus dem Geltungsbereich 
ausgenommen werden? 

Nein. Wenn ein Standard für Sie aktuell nicht relevant ist, muss keine Aus-
nahme vom Geltungsbereich beantragen werden. Sie müssen jedoch wie-
derkehrend kontrollieren, ob die Relevanz sich über die Zeit ändert, z. B. 
durch Aktualisierung eines Standards, neuer oder weiterentwickelten Auf-
gaben oder Projekte, Initiativen, Vorhaben. Wir empfehlen Ihnen einen jähr-
lichen Checkpoint in Ihren operativen Abläufen einzubauen und bei Initiali-
sierungen neuer Projekte vor der Beschaffung, um diesen Sachverhalt re-
gelmässig zu klären. Gerade für Beschaffungen sind viele eCH-Standards als 
Kriterien geeignet. 

Wer prüft eigentlich, ob die Selbstein-
schätzung eines Standards korrekt 
dokumentiert wurde? 

Die Selbsteinschätzung liegt in der Verantwortung der jeweiligen dez. VE. 
Eine formelle inhaltliche Kontrolle oder Validierung durch die BK erfolgt 
nicht. Entscheidend ist daher, dass die VE ihre Einschätzung pro Standard 
vollständig, korrekt und nachvollziehbar dokumentiert. Die Dokumentation 
sollte so ausgestaltet sein, dass auch im Nachgang ersichtlich bleibt, wes-
halb ein Standard vollständig, angepasst oder im konkreten Kontext nicht 
angewendet wurde. Damit schafft die dez. VE eine prüfbare Grundlage für 
allfällige interne Kontrollen, Revisionen oder Audits, bspw. durch die Eidge-
nössische Finanzkontrolle (EFK). 
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Wie wird die Anzahl der Mitarbeiten-
den definiert, die als Grundlage für 
die Beurteilung der Anwendbarkeit 
von Standards herangezogen wird? 

Der Bereich DTI stützt sich auf die im Deckblatt gemeldete Anzahl Mitarbei-
tenden und rechnet mit diesen Angaben. Die Ausnahme ist gültig, solange 
die Grösse der VE sich nicht wesentlich verändert. 

Wie wird die Abgrenzung zwischen 
dem Verwaltungsbereich und der wis-
senschaftlichen Lehre definiert? 

Der Bereich DTI macht hierzu keine detaillierten Vorgaben und legt nicht 
abschliessend fest, was als Verwaltungsbereich gilt und wo die wissenschaft-
liche Lehre beginnt. Ziel ist es, eine übermässige Verkomplizierung zu ver-
meiden. Stattdessen wird ein pragmatischer Umgang erwartet, damit die 
Umsetzung der Standards praktikabel bleibt. 

Wie ist die Anwendung von HERMES 
handzuhaben, wenn eine VE nur sel-
ten interne Projekte mit einem Volu-
men > CHF 100’000 durchführt und 
stattdessen mit agilen Methoden, ver-
einfachten Tools oder externen Part-
nern mit eigenen Vorgehensmodel-
len arbeitet? 

Für den Bereich DTI ist primär die finanzielle Projektgrösse massgeblich für 
die Anwendung von HERMES, nicht die Organisationsgrösse. Die Verwal-
tungseinheit tritt in der Regel als Auftraggeberin auf; viele Lieferanten in der 
Schweiz sind HERMES-zertifiziert.  
HERMES One ist für Vorhaben geeignet, welche die Kriterien für ein Projekt 
nicht erfüllen bzw. die Compliance-Anforderungen nicht vollständig erfüllen 
müssen. Es stellt eine minimale, aber vergleichbare Dokumentation sicher 
und steht als stark reduzierte Variante zur Verfügung. 

Wenn sich Art. 3 DigiV auf die In-
teroperabilität von IT-Systemen be-
zieht: Muss für Projekte ohne IT-In-
teroperabilitätsbezug ein Ausnahme-
antrag gestellt werden, wenn HER-
MES nicht angewendet wird? 

HERMES stammt ursprünglich aus dem IT-Bereich, wurde jedoch in späteren 
Versionen auch auf Nicht-IT-Projekte ausgeweitet. Im Kontext von Art. 12 
EMBAG geht es nicht nur um technische, sondern auch um organisatorische 
und prozedurale Standards. Auch wenn die DigiV von Interoperabilität 
spricht, erfolgt der Bezug stets im Zusammenhang mit Art. 12 EMBAG, der 
über rein technische Aspekte hinausgeht. HERMES fällt daher als organisa-
torischer und prozeduraler Standard in diesen Anwendungsbereich. 

Die Umsetzung eines Standards ist 
für uns als dez. VE schwierig (z. B. we-
gen externer Leistungserbringer oder 
IT ausserhalb des Bundesnetzes). 
Was können wir tun? 

Eine Selbsteinschätzung kann anspruchsvoll sein; es bestehen jedoch ver-
schiedene Unterstützungsmöglichkeiten (z. B. Communities der Standards 
wie HERMES, eCH-Mitglieder, federführende VEs oder Austausch in CoPs). 
Für bundeseigene Standards ist die BK zuständig; zusätzlich können über-
nommene internationale Standards weitere Netzwerke bieten. 
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3.3.4 Stufe 4 – Fallweise Ausnahme 

 

In der dez. VE wird festgestellt, dass ein verbindlicher Standard technisch nicht umsetzbar 
ist. Sabine erläutert, dass das bestehende DMS ausschliesslich ein proprietäres Signatur-
verfahren unterstützt. Der Standard verlangt jedoch eine direkte Schnittstelle. Eine Um-
setzung würde einen vollständigen Systemersatz erfordern – mit hohen Kosten, erhebli-
chem technischem Aufwand und starken Auswirkungen auf laufende Fachprozesse. Es 
handelt sich somit nicht um eine grundsätzliche Ablehnung des Standards, sondern um 
ein konkretes, sachlich begründetes Umsetzungsproblem. 

1

Ein kompletter 
Systemersatz wäre 

sehr teuer, 
technisch 

aufwendig und 
würde laufende 

Fachprozesse stark 
beeinträchtigen

 

Lass uns mal in die DigiV reinschauen. Art. 3 
Abs. 2 DigiV besagt: Dezentrale VE werden vom 

Bereich DTI auf Antrag von einem Standard 
nach Artikel 1  E  A  ausgenommen…

3

…   enn  (a) der  tandard   r die 
Interoperabilität ihrer Systeme mit 

Systemen der Bundesverwaltung, Kantone 
oder  emeinden nicht er orderlich ist…

… oder (b) dieser mit einem 
Standard, den sie zur Erfüllung 

ihrer Aufgaben zwingend einhalten 
müssen, nicht kompatibel ist.

4

 

Art. 3 Abs. 2 DigiV erlaubt folglich eine 
Ausnahme, wenn ein Standard technisch 

nicht umsetzbar oder unzumutbar ist. Für 
uns heisst das: Der Standard ist 

technisch nicht umsetzbar, ohne unser 
DMS zu ersetzen.

 

Der Standard verlangt eine direkte Schnittstelle für 
Signaturen – unser Dokumentenmanagementsystem (DMS) 
unterst t t aber nur ein propriet res  ignatur er ahren…

7

Wichtig ist, dass wir trotzdem die Interoperabilität 
mit anderen Behörden sicherstellen. Wir sollten 

deshalb eine Übergangslösung definieren, auch wenn wir 
den Standard aktuell nicht vollständig umsetzen können.

Für die Ausnahme nutzen wir das 
P035-Online-Formular der 

Bundeskanzlei. Beilage 2 speziell für 
dezentrale Verwaltungseinheiten.

8

 ir beschreiben das 
 iel und den  ut en  
die geplante  auer 

der Ausnahme  so ie 
die Aus irkungen – 

personell und 
 inan iell 

Darin halten wir fest, 
welcher Standard 

betroffen ist, was genau 
beantragt wird und 

warum der Standard für 
uns nicht umsetzbar oder 

unzumutbar ist.

 

10

Zudem dokumentieren wir Risiken bei 
Umsetzung oder Nicht-Umsetzung, 
allfällige Rahmenbedingungen, eine 

Terminplanung und relevante Anhänge.

11

Ich erstelle einen ersten 
Entwurf des Antrags im P035 –
mit der rechtlichen Begründung 
und der Einordnung nach DigiV.

12

1 

Gut. Dann treffen wir 
uns nochmals, gehen den 
Antrag gemeinsam durch 
und prüfen insbesondere 
die Übergangslösung und 

Interoperabilität.

Ein erstanden   ach der 
gemeinsamen  urchsicht reichen 

 ir den Antrag bei der 
 undeskan lei ein 14
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Lukas vom Rechtsdienst prüft die rechtliche Grundlage und erklärt, dass Art. 3 Abs. 2 Di-
giV Ausnahmen zulässt, wenn ein Standard im Einzelfall unzumutbar oder technisch nicht 
umsetzbar ist. Entscheidend ist, dass die Ausnahme sauber begründet wird und sich auf 
den konkreten Anwendungsfall bezieht. Anna betont, dass trotz Ausnahme die Interope-
rabilität mit anderen Behörden möglichst gewahrt bleiben muss. Wo nötig, sollen Über-
gangslösungen oder alternative Massnahmen geprüft und dokumentiert werden. 

Anschliessend zeigt Sabine auf, wie der Antrag konkret gestellt wird. Hierfür wird das 
P035-Formular genutzt (siehe blauer Kasten unten). Für die zentralen VE ist im Intranet 
eine Auflistung bisher eingereichter P035 Anträge u.a. mit Status, Beschluss und Begrün-
dung ersichtlich: Liste der IKT-Anforderungen. Für Sabine, also eine dez. VE, steht Beilage 
2 zur Verfügung. Diese wird elektronisch im Word-Format ausgefüllt und eingereicht: Bei-
lage 2 für dez. VE. Im Formular werden unter anderem die betroffene Anforderung, Ziel 
und Nutzen, die Begründung der Ausnahme, die Dauer der Ausnahme, mögliche Risiken 
bei Umsetzung oder Nichtumsetzung sowie organisatorische und finanzielle Auswirkun-
gen festgehalten.  

Die drei Beteiligten einigen sich darauf, den Antrag gemeinsam vorzubereiten. Lukas er-
stellt einen ersten Entwurf, Sabine und Anna prüfen und ergänzen die Inhalte aus techni-
scher und fachlicher Sicht. Nach einer gemeinsamen Durchsicht wird der Antrag vollstän-
dig und nachvollziehbar bei der Bundeskanzlei (Bereich DTI) eingereicht. 

FAQ Stufe 4 

Fragen Kommentare, Antworten 

Welche Unterlagen sind einem 
Ausnahmeantrag beizulegen? 

Hierfür den Prozess P035 (Anforderungs- und Ausnahmeprozess) anwenden. 
Die benötigten Unterlagen werden fallbezogen während des Prozesses einge-
reicht. Bevor ein P035-Prozess gestartet wird, lohnt sich eigentlich immer, mit 
BK den Sachverhalt vorzubesprechen. Ziel ist, beidseitig Aufwand zu optimieren.  

Sind die Ausnahmen befristet? Ausnahmen sind normalerweise befristet, ausser es ergibt keinen Sinn. Der Gel-
tungsbereich sollte so definiert sein, so dass es möglichst keine Ausnahme 
braucht. 

Wie erfolgt die Antragstellung an 
die BK? 

Bevor der Antrag offiziell eingereicht wird, sollte die dez. VE schon mit der BK 
Kontakt aufnehmen und den Antrag abklären. Durch den Dialog können Klärun-
gen eingeleitet werden und je nachdem bereits gelöst werden, womit ein Antrag 
sich erübrigt oder wesentlich schneller zum Abschluss gelangt. 

Wie erhalten die dez. VE Zugang 
zu den relevanten BK-internen 
Prozessen (z. B. P035)? 

Es wird eine eigene Unterseite für dez. VE über den BK-Internetauftritt bereitge-
stellt. Dort werden gezielt alle Standards und Vorgaben gebündelt, die für dez. 
VE relevant sind. Dies schafft Klarheit darüber, welche Vorgaben konkret gelten, 
da die bestehende Hauptseite auch Inhalte umfasst, die nicht spezifisch auf dez. 
VE ausgerichtet sind. 

Relevante Links zum Umgang mit künftigen Vorgaben und Ausnahmen gemäss P035: 

Für dezentrale Verwaltungseinheiten: 

• P035 - Umgang mit Anforderungen und Vorgaben zur digitalen Transformation und IKT-Lenkung 

• P035 - Version 3.1 - Beilage 2: Anforderungsformular für dezentrale Verwaltungseinheiten 

Für zentrale Verwaltungseinheiten: 

• Informationsplattform DTI (Intranet): Liste der IKT-Anforderungen Stufe Bund  

https://eur04.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fintranet.dti.bk.admin.ch%2Fisb_kp%2Fde%2Fhome%2Fikt-anforderungen-und-beschluesse%2Fikt-anforderungen%2Fliste-ikt-anforderungen.html&data=05%7C02%7CSarah.Maier%40detecon.com%7C8bf4d468567648afabe708de5dad6f6f%7Cfff4221533cc4701a7fbf38baa787f53%7C0%7C0%7C639051196679048989%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=gTRWOxkTKNwaMsFYxq%2BVLkF3bmj1emPAollonuK%2BF0w%3D&reserved=0
https://www.bk.admin.ch/dam/bk/de/dokumente/dti/Vorgaben/WeisungendesDelegiertenDTI/p035-version_3.1%20-%20Beilage%202.docx.download.docx/P035%20-%20Version%203.1%20-%20Beilage%202%20Anforderungsformular%20f%C3%BCr%20dezentrale%20Verwaltungseinheiten.docx
https://www.bk.admin.ch/dam/bk/de/dokumente/dti/Vorgaben/WeisungendesDelegiertenDTI/p035-version_3.1%20-%20Beilage%202.docx.download.docx/P035%20-%20Version%203.1%20-%20Beilage%202%20Anforderungsformular%20f%C3%BCr%20dezentrale%20Verwaltungseinheiten.docx
https://www.bk.admin.ch/bk/de/home/digitale-transformation-ikt-lenkung/vorgaben/p035-ikt-anforderungs-und_vorgabenmanagement_bund.html
https://www.bk.admin.ch/dam/bk/de/dokumente/dti/Vorgaben/WeisungendesDelegiertenDTI/p035-version_3.1%20-%20Beilage%202.docx.download.docx/P035%20-%20Version%203.1%20-%20Beilage%202%20Anforderungsformular%20f%C3%BCr%20dezentrale%20Verwaltungseinheiten.docx
https://eur04.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fintranet.dti.bk.admin.ch%2Fisb_kp%2Fde%2Fhome%2Fikt-anforderungen-und-beschluesse%2Fikt-anforderungen%2Fliste-ikt-anforderungen.html&data=05%7C02%7CSarah.Maier%40detecon.com%7C8bf4d468567648afabe708de5dad6f6f%7Cfff4221533cc4701a7fbf38baa787f53%7C0%7C0%7C639051196679048989%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=gTRWOxkTKNwaMsFYxq%2BVLkF3bmj1emPAollonuK%2BF0w%3D&reserved=0
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Kann die BK einen Ausnahmean-
trag aufgrund fehlender Fach-
kompetenz (für eine gegebene 
VE) verstehen? Es besteht das Ri-
siko, dass die BK den Antrag aus 
diesem Grund ablehnt. 

BK und VE müssten im Falle eines Ausnahmeantrags Kontakt miteinander auf-
nehmen und allfällige Verständnisfragen klären. BK beurteilt aus Sicht der Digi-
talen Transformation und mischt sich nicht in die fachlichen Aufgaben einer VE 
ein. Es können von einem Antrag eventuell auch andere VE profitieren. Dieser 
Prozess soll schlank gehalten werden und nicht in ein Audit ausufern. 

Soll eine VE 36 Ausnahmeanträge 
stellen, wenn diese Standards 
nicht anwendbar sind? 

Da Standards bereits seit langem von der Bundesverwaltung eingesetzt werden, 
sind bereits vielfach Kalibrierungen und Anpassungen aufgrund von Ausnah-
men vollzogen worden. 

Ist die Anpassung für jede VE indi-
viduell zu bestimmen? 

Standards können weiterentwickelt werden mithilfe des Inputs der dez. VE mit 
dem Ziel einen Nutzen für möglichst viele de-/zentrale VEs zu erreichen. 

Gibt es eine konkrete Erwartungs-
haltung bzgl. Dauer der Über-
gangsfrist? 

Sofern Ausnahmen nötig sind, werden diese individuell gewährt. 

Der Standard ist für uns zwar rele-
vant, aber aktuell nicht umsetz-
bar. Was können wir als dez. VE 
tun? 

Wenn ein Standard grundsätzlich relevant ist, seine Anwendung jedoch aus 
sachlichen, finanziellen oder zeitlichen Gründen nicht möglich ist, kann gemäss 
Art. 40 Abs. 3 DigiV über das Verfahren P035 eine fallweise Ausnahme gewährt 
werden. Auch eine Anpassung des Standards ist möglich. Wichtig ist dabei der 
konstruktive Dialog mit der BK. 

Der Standard ist aus unserer Sicht 
nicht mehr aktuell oder genügt 
unseren Anforderungen nicht. 
Was können wir als dez. VE tun? 

Wenn der Standard grundsätzlich relevant ist, aber inhaltlich ungenügend oder 
veraltet erscheint, kann über das Verfahren P035 eine Anpassung oder Sistie-
rung beantragt werden. Ziel ist eine bedarfsorientierte Weiterentwicklung im 
Dialog mit der BK. 
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Eine Zusammenfassung der „Treppe“: Der Entscheidungsbaum (ab Stufe 2) 

Die „Treppe“ bietet einen klaren, schrittweisen Entscheidungsbaum: zuerst generelle 
Ausnahme prüfen, dann Geltungsbereich festlegen, Relevanz im Anwendungsgebiet be-
urteilen und erst bei Bedarf eine fallweise Ausnahme beantragen. Eine zusätzliche Dar-
stellungsweise stellt der Entscheidungsbaum ab Treppenstufe 2 dar: 
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4 Unterstützungsangebote, Links & Kontaktübersicht 

4.1 Zentrale Anlaufstellen 

Für Anliegen administrativer Art – insbesondere für die Anmel-
dung zum Newsletter des Bereichs DTI – ist das Sekretariat der BK, 

Bereich DTI, zuständig. Das Sekretariat ist per E‑Mail unter info.dti@bk.admin.ch er-
reichbar. Zudem können dort auch Hinweise zu Fehlern oder Korrekturen auf der Website 
gemeldet werden. 

Bei allgemeinen Fragen zu den Vorgaben des DTI steht das Vorga-
benmanagement der BK als erste Anlaufstelle zur Verfügung: vor-
gabenmanagement@bk.admin.ch. Dort werden Anliegen entwe-
der direkt beantwortet oder – falls sie sehr spezifisch sind – an die zuständigen Stellen 
weitergeleitet. Grundsätzlich richtet sich diese Stelle vor allem an Personen, die Fragen 
zur generellen Handhabung von Vorgaben haben, sich über das allgemeine Verständnis 
informieren möchten oder Unterstützung beim Praxishandbuch benötigen. 

Handelt es sich hingegen um inhaltliche Fragen zu einem be-
stimmten Standard, wird differenziert: Bei eCH-Standards kann 
man sich direkt an die jeweils verantwortliche Fachgruppe wen-

den; entsprechende Hinweise finden sich auf der offiziellen Webseite. Bei bundesinter-
nen Standards übernimmt das Vorgabenmanagement die Triage und leitet die Anfrage 
an die korrekte Stelle weiter. Grundsätzlich gilt, dass jeder Standard durch ein überde-
partementales Fachgremium verantwortet wird, an das fachliche Fragen gezielt weiter-
gereicht werden können. 

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, Informationen über 
die Generalsekretariate der Departemente einzuholen. Diese 
dienen nicht nur als Informationsquelle, sondern auch als Ka-
nal für Rückmeldungen, sodass die Generalsekretariate stets im Bild bleiben. So läuft 
etwa das Verfahren P035 direkt über die Generalsekretariate, die die eingehenden Rück-
meldungen gesammelt konsolidieren. Je nach Governance kann über diese auch ein An-
schluss an die entsprechenden Fachgremien des eigenen oder zugeordneten Departe-
ments erfolgen, in denen dez. VE bei Bedarf resp. situativ Einsitz nehmen können. 

4.2 Hilfsmittel & Vorlagen 

Die eCH-Fachgruppen4 bilden das zentrale Arbeitsorgan für die 
Standardisierung: Rund 20 Fachgruppen bearbeiten unter-

schiedliche Themenbereiche – von digitaler Archivierung bis zu Open Government Data 
– und erarbeiten konkrete eCH-Standards. Ziel ist die Entwicklung von eCH-Dokumenten, 
wobei die Mitarbeit eine eCH-Mitgliedschaft voraussetzt und durch den Standard eCH-
0218 («Life-Cycle-Management Fachgruppen5») geregelt ist. Für dez. VE bieten sie die 
Möglichkeit, sich aktiv einzubringen und von Erfahrungen sowie Best Practices anderer 

 
4 eCH Fachgruppen: https://www.ech.ch/de/fachgruppen 
5 Life-Cycle-Management Fachgruppen: https://www.ech.ch/ech/eCH-0218 

DTI-Sekretariat 

DTI-Vorgaben-
management 

Fachgruppen und 
Fachgremien 

Generalsekretariate / 
Departemente 

eCH Fachgruppen 
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zu profitieren. Damit leisten sie einen wichtigen Beitrag zur Interoperabilität und zur ko-
ordinierten Weiterentwicklung der digitalen Verwaltung. Mehr Infos zu den Fachgruppen 
(zum Beispiel siehe HERMES ConnectHub6) sind online beim Bereich DTI einsehbar. 

Vorgaben und Ausnahmeanträge nach P035 

Die Vorgaben des Bereichs DTI definieren verbindliche Rahmenbe-
dingungen für die Bundesverwaltung. Sie umfassen insbesondere 
Weisungen, Standards und weitere Hilfsmittel, welche die Umset-

zung der digitalen Transformation koordinieren und steuern. Ziel dieser Vorgaben ist es, 
eine einheitliche, interoperable und effiziente Nutzung von IKT innerhalb der Bundesver-
waltung sicherzustellen. Sie unterstützen die VE dabei, gesetzliche Anforderungen umzu-
setzen, gemeinsame Lösungen zu fördern und die digitale Zusammenarbeit zu stärken. 
Eine Übersicht über alle aktuellen Vorgaben ist online7 beim Bereich DTI einsehbar. 

Hinweis: Es wird eine eigene Unterseite für dez. VE bereitgestellt. Dort werden 
gezielt alle Standards und Vorgaben gebündelt, die für dez. VE relevant sind. Dies 

schafft Klarheit darüber, welche Vorgaben konkret gelten, da die bestehende Hauptseite 
auch Inhalte umfasst, die nicht spezifisch auf dez. VE ausgerichtet sind.  

Für Ausnahmeanträge (Stufe 4, Siehe Kapitel 3.3.4) steht mit 
dem Prozess P0358 eine verbindliche Grundlage für den Um-
gang mit Anforderungen und Vorgaben zur digitalen Transfor-
mation und IKT-Lenkung zur Verfügung. Der Prozess beschreibt, wie Anforderungen ein-
gereicht, geprüft und gesteuert werden. 

Für dez. VE erfolgt die konkrete Einreichung von Ausnahmean-
trägen über das Anforderungsformular (Beilage 2) bei den jewei-
ligen Departementen. Dieses dient dazu, Abweichungen oder 
spezifische Anforderungen strukturiert zu erfassen und nachvollziehbar zu begründen. 
Das Generalsekretariat reicht diese Anträge weiter. Die eingereichten Anträge werden 
anschliessend im definierten Prozess geprüft und weiterbearbeitet. 

 
6 Bereich DTI – Fachgruppen und Benutzende, HERMES : https://www.bk.admin.ch/bk/de/home/digitale-

transformation-ikt-lenkung/hermes_projektmanagementmethode/hermes_fachgruppen_und_benut-
zende.html 

7 Bereich DTI, Vorgaben: https://www.bk.admin.ch/bk/de/home/digitale-transformation-ikt-lenkung/vor-
gaben.html 

8 P035 - Umgang mit Anforderungen und Vorgaben zur digitalen Trans-formation und IKT-Lenkung: 
https://www.bk.admin.ch/bk/de/home/digitale-transformation-ikt-lenkung/vorgaben/p035-ikt-anforde-
rungs-und_vorgabenmanagement_bund.html 

Formular P035 für 
Ausnahmeanträge 

Anforderungsfor-
mular für dez. VE 

Verbindliche 
Vorgaben  


